
Baden-Württembergischer Appell
für mehr Krankenhauspersonal

Die Gewerkschaft ver.di hat angekündigt, sich in

den Krankenhäusern für Entlastung einzusetzen.

Das unterstützen wir. 

Nach Berechnungen der Gewerkschaft fehlen in den

Krankenhäusern in Baden-Württemberg über 17.000

Stellen im nichtärztlichen Bereich. Dies bedeutet: 

Auf fünf besetzte Stellen fehlt eine zusätzliche Kraft.

Schlechte Arbeitsbedingungen sind die Folge dieses Per-

sonalmangels, der durch unzureichende Finanzierung

der Krankenhäuser verursacht wird. Ausgerechnet die

Beschäftigten, die uns gesund machen sollen, arbeiten

sich selbst krank. 

In Deutschland muss eine Pflegekraft pro Tagesschicht

im Durchschnitt 10 PatientInnen betreuen. In England

sind es nur acht PatientInnen, in den Niederlanden und

in der Schweiz sogar nur fünf. Die Studie belegt auch,

dass mit jeder/-m zusätzlich zu betreuenden Patienten 

das Sterberisiko um sieben Prozent steigt (RN4Cast-Stu-

die). Nach dieser Studie liegt das Risiko in Deutschland

im Rahmen einer Krankenhausbehandlung zu verster-

ben, um rund 35 Prozent höher als in der Schweiz oder

in den Niederlanden.

Deshalb geht dieses Thema uns alle an. Fast jeder von

uns benötigt irgendwann in seinem/ihrem Leben eine

oder mehrere Krankenhausbehandlungen. 

Wir als PatientInnen und als Angehörige sind die Leid-

tragenden dieser Entwicklung. Wir wollen eine bessere

Krankenhausversorgung für uns. Dafür brauchen wir

mehr qualifiziertes Personal im Krankenhaus.

Derzeit gefährdet die Arbeitssituation im Krankenhaus

nicht nur unsere Gesundheit, sondern auch die Gesund-

heit der Beschäftigten. Das muss anders werden.

Eine gesetzliche Regelung zur Personalbemessung 

im Krankenhaus ist die richtige Lösung des Problems. 

Wir unterstützen mit diesem Appell die gewerk-

schaftliche Bewegung für mehr Personal im Kranken-

haus. 

Gleichzeitig fordern wir die politisch Verantwort-

lichen auf, mit einer gesetzlichen Personalbemessung

für den Gesundheitsschutz der Beschäftigten und für

eine sichere Patientenversorgung zu sorgen. 
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Untertürkheim), Bernd Riexinger (Parteivorsitzender Die Linke), Jo Röttger
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Es fehlt an Personal im Krankenhaus. Die V ersorgung ist in Gefahr. Patienten sind

gefährdet und auch Angehörige leiden darunter. Die Krankenhäuser beanspruchen ihre

Beschäftigten weit über die Belastungsgrenze hinaus.
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Auch ich unterstütze den baden-württembergischen
Appell für mehr Krankenhauspersonal!
Die gesammelten Unterschriften, die bei uns eingehen, werden zur Bundesgesundheitsministerkonferenz am 21.-22. Juni 2017 

an den Bundesminister für Gesundheit übergeben. Unterschriften die nach diesem Termin bei uns eingehen, werden auch nach diesem

Termin an den Bundesgesundheitsminister weitergeleitet.

Bitte senden an: ver.di Baden-Württemberg, FB 3, Theodor-Heuss-Straße 2 / tHeo.1, 70174 Stuttgart 

oder per Fax an: 01805 / 83 73 43 – 2 92 06 (Festnetzpreis 14 Cent pro Minute)
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